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Altanschließer: Beratung über Folgen 

Landesregierung bildet Arbeitsgruppe  

Potsdam - Nach den Urteilen der obersten Gerichte zur Unwirksamkeit von 

Beitragsbescheiden für alte Anschlüsse an die Kanalisation berät die Landesregierung nun 

über die finanziellen Folgen. Das Land habe eine Arbeitsgruppe der Ministerien für Inneres, 

Finanzen, Justiz und Infrastruktur gebildet, sagte Innenminister Karl-Heinz Schröter (SPD) 

am Donnerstag im Innenausschuss des Landtags. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg hatte vergangene Woche nach einem entsprechenden Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichts geurteilt, dass rückwirkende Beiträge für Anschlüsse aus DDR-

Zeiten und den 1990er-Jahren unzulässig sind. Nach Einschätzung des Städte- und 

Gemeindebundes kommen auf die Wasser-Zweckverbände und die Kommunen 

Rückforderungen der Bürger und Beitragsausfälle in Höhe von mindestens einer halben 

Milliarde Euro zu. Die Opposition im Landtag fordert, dass das Land finanziell einspringen 

soll, wenn die Verbände dadurch in eine Schieflage geraten. „Es ist gut, dass sich die 

Landesregierung jetzt endlich mit dieser Frage beschäftigt“, sagte der CDU-Abgeordnete 

Sven Petke. „Bislang ist Minister Schröter in dieser Sache abgetaucht.“ dpa 
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